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Bonn, den 29. Oktober 1949 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestags 

Bonn 


Anliegend übersende ich den Entwurf eines 

Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen 

nebst Begründung mit der Bitte, eine Beschlußfassung des Bundestags 
herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 20. 10. 1949 gemäß 
Art. 76 Ziff. 2 GG Stellung genommen. Er hat gegen den Entwurf 
in gesetzestechnischer Hinsicht, aber auch materiell Bedenken erhoben. 
Diese Bedenken sollen noch im Rechtsausschuß des Bundesrates zur 
Beratung kommen. Der Bundesrat beabsichtigt, das Beratungsergebnis 
bei der Behandlung des Entwurfs im zuständigen Bundestags- 
ausschuß Yorzutragen. 

Weitere Angaben über den Inhalt der Bedenken sind nicht gemacht 
worden. 

m. d. W. d. G. b. 

Dr, WuermeUng 
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Entwurf eines Gesetzes 

Über die Verkündung von Rechtsverordnungen. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Rechtsverordnungen des Bundes können außer im Bundesgesetzblatt 

auch im Bundesanzeiger verkündet werden. 

§ 2 

(1) Ferner können verkündet werden: 

a) Tarife des Post- und Fernmeldewesens im Amtsblatt des 
Bundespostministeriums, 

b) Eisenbahntarife im Tarif- und Verkehrs anzeiger der Eisen^ 
bahnen des öffentlichen Verkehrs im Bundesgebiet. 

c) Andere vom Bundesverkehrsministerium festgesetzte oder ge- 
nehmigte Verkehrstarife einschließlich der Tarife der Spedition 
und Lagerei und der Abgabentarife der Schiffahrt im Ver- 
kehrsblatt des Bundes. 

d) Verordnungen der Wasserstraßendirektionen im Verkehrsblatt 
des Bundes. 

(2) Anstelle der Veröffentlichung nach Absatz 1 a) — c) reicht es aus, 
wenn ohne Bekanntgabe des vollen Wortlauts das In- und 
Außerkrafttreten des Tarifs, sowie seine Änderung und Er- 
gänzung unter genauer Bezeichnung des Tarifs, seiner Fundstelle 
und des Bezugsnachweises dafür in den in Absatz 1 a) — c) be- 
zeidineten Amtsblättern bekannt gern acht werden, 

(3) Wird ein für eine bestimmte Zeit eingeführter Tarif gemäß 
Absatz 2 unter Angabe seiner Geltungsdauer bekanntgemadit, so 
braucht sein Außerkrafttreten nach dem Zeitablauf nicht be- 
kanntgemacht zu werden. 


S 3 


Auf Rechtsverordnungen, die im Bundesanzeiger verkündet werden, 
ist unter Angabe der Stelle ihrer Veröffentlichung und des Tages 
ihres Inkrafttretens nachrichtlich im Bundesgesetzblatt hinzuweisen. 


§ 4 

(1) Rechtsverordnungen treten, falls sie nichts anderes bestimmen, 
mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an 
dem das Verkündungsblatt ausgegeben worden ist, 

(2) Die in § 2 Absatz 1, b) und c) genannten Tarife treten zu dem 
Zeitpunkt in Kraft, der für sie in der Eisenbahnverkehrsordnung 
vom 8. September 1938 (RGBl. II S. 663), den Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr und den 
Eisenbahn-Personen- und Gepäckverkehr vom 23. November 
1933 (RGBl 1935 II S. 523, 524, 599, 637), dem Gesetz über 



den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935 
(RGBL I li. 788) in der Fassung des Güterfernverkehrs-Ände- 
rungsgesetj.es vom 2. .September 1949 (WiGBl. S. 306) oder in 
sonstigen Jleditsvorsdu’iften bestimmt ist oder bestimmt wird. 
Soweit solche Sondervorschriften nicht getroffen sind, findet 
Absatz 1 Anwendung. 


S 5 

(1) Soweit im geltenden Rundesredit das Reichsgesetzblatt, das Ge- 
setzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirtsch^tsgebietes oder das 
Verordnungsblatt für die Britische Zone als Verkündungsblätter ge- 
nannt sind, tritt an deren Stelle das Bundesgesetzblatt. 

(2) Soweit der Reichsanzeiger, das Reichsministerialblatt, das Reichs- 
besoldungsblatt, der öffentlichte Anzeiger für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet, das Mitteilungsblatt (Amtsblatt) der Verwaltung für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, oder das Amtsblatt 
für Ernährung, Landwirte chaft und Forsten als Verkündungsblätter 
genannt sind, tritt an deren Stelle der Bundesanzeiger. 

(3) In gleicher Weise treten an Stelle des Amtsblatts des Rcichspost 
ministeriums und des Amisblatts der Hauptverwaltung für Jas Post- 
und Fernmeldewesen d? s Amtsblatt des Bundespostministeriums 
(oben § 2a), an Stelle de? Tarif- und Verkehrsanzeigers der Tarif- 
und Verkehrsanzeiger der Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs im 
Bundesgebiet, (oben § 2b), an Stelle der Binnenschiffahrtsnadirichten 
und des Verkehrsblattes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes das 
Verkehrsblatt des Bundes (oben § 2c). 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Soweit vor dem Inki afttreten dieses Gesetzes Verkündungen im 
öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet oder im 
Bundesanzeiger vorgenonunen worden sind, gelten diese als wirksam 
erfolgt. 



Begründung 

Das Grundgesetz hat in Artikel 82 für die Verkündung von Redits- 
verordnungen neben der Verkündung im Bundesgesetzblatt auch eine 
anderweitige Verkündung nadi Maßgabe besonderer gesetzlicher 
Regelung vorgesehen. 

Diese anderweitige Möglichkeit der Verkündung von Rechtsverord- 
nungen gleich mit Beginn der Gesetzgebungstätigkeit des Bundes zu 
regeln, erscheint besonders dringlich. 

Schon im Vereinigten Wirtschaftsgebiet hatte sich das Bedürfnis 
ergeben, ein zentrales Verkündunpblatt für weniger wichtige Rechts- 
verordnungen zu schaffen. Ein ciahingehendes erschöpfendes Gesetz 
über das Verkündungswesen war auf Ersuchen des Verwaltungsrats 
vom Rechtsamt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vorbereitet wor- 
den, ist aber nicht mehr zur Verabschiedung gekommen. Bei den Be- 
ratungen des Juristischen Ausschusses der Ministerpräsidenten hat 
das Rechtsamt dann die vorliegende, auf die Verhältnisse des Bundes 
abgestellte gesetzgeberische Regelung zur Empfehlung an den Bundes- 
tag vorgeschlagen; der Juristische Ausschuß hat diesen Vorschlag als 
Anlage 7 in seinen Bericht aufgenommen. 

Eine solche gesetzgeberische Regelung des Verkündungswesens ist 
für den Bund aus doppeltem Grunde noch erheblich dringender als 
seinerzeit für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet; 

(1) Gerade in der ersten Zeit des Bundes werden voraussichtlich viele 
Rechtsverordnungen zu erlassen sein, für die wegen ihres vorüber- 
gehenden und technischen Charakters das Bundesgesetzblatt nicht die 
geeignete Stelle der Verkündung ist, die vielmehr, wie früher im 
Reich auch, in Verkündungsblättern anderer Art ihren angemessenen 
Platz finden. 

(2) Die nach Artikel 124 und 125 GG zu Bundesreciit mit örtlich 
beschränktem Geltungsbereich gewordenen Bestimmungen des frühe- 
ren Redits, insbesondere des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, ent- 
halten Vorschriften über die Verkündung von Rechtsverordnungen in 
einzelnen Amtsblättern. Mangels einer anderweitigen Regelung 
würde das dazu nötigen, diese Verkündungsblätter des nicht mehr 
bestehenden Vereinigten Wirtschaftsgebietes weiter erscheinen zu 
lassen. 

Vorgeschlagen wird hiernach eine Regelung des Verkündungswesens 
für Rechtsverordnungen, wie sie früher das Reichsrecht enthielt. Nach 
früherem Reichsrecht (Gesetz über die Verkündung von Rechtsver- 
ordnungen vom 13. Oktober 1923 (RGBl. S. 959)) waren Rechts- 
verordnungen, von besonders aufgezählten Ausnahmen abgesehen, 
einheitlich im Reichsgesetzblatt, im Reichsministerialblatt oder im 
Deutschen Reichsanzeiger zu verkünden. Eine ähnliche Regelung trifft 
auch der Entwurf, indem er an Stelle des Reichsgesetzblattes das 
Bundesgesetzblatt, an Stelle des Deutschen Reichsanzeigers den Bundes- 
anzeiger als Verkündungsblatt bezeichnet. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist folgendes zu bemerken; 

2 « § 1 : ^ 

Von einer Definition des Ausdrucks Rechtsverordnung ist Abstand 
genommen worden, da der Begriff hinreichend feststeht. Danach ist 
jede allgemeine Anordnung, die eine Rechtsnorm enthält, eine Rechts- 
verordnung und bedarf, gleichviel welche Bezeichnung sie sich beilegt, 
zu ihrer Rechtswirksamkeit grundsätzlich der Verkündung entweder 
im Bundesgesetzblatt oder im Bundesanzeiger, 



Welches dieser beiden Blätter gewählt wird, steht im Ermessen der 
Stelle, welche die Verordnung erläßt. 

Wichtige Rechts Verordnungen werden, wie es der früheren Hand- 
habung im Reich entspricht, im Gesetzblatt zu verkünden sein. Für 
Rechtsverordnungen vorübergehender Bedeutneb und für besonders 
eilbedürftige Verordnungen wird der Bundesanzeiger das angemessene 
Verkündungsorgan sein. Doch ist davon abgesehen worden, eine ent- 
sprechende Vorschrift in das Gesetz aufzunehmen, um das Ermessen 
im Einzelfalle nicht einzuengen. 

7.U 5 2 ; 

Eine Ausnahme von der allgemeine Regel ist für die Vorschriften 
gemacht worden, die nur für einen grenzten Kreis von Beteiligten 
Bedeutung haben. Demgemäß sollsaA dem Entwurf für bestimmte 
Tarife und für die Verordnungen der Wasserstraßendirektionen (die 
nur für Teile des Bundesgebie gelten) die Verkündung in Fach- 
blättern ausreichen. 

Unerheblich ist hierbei, ob die Rechtsnatur einzelner Tarife als 
Rechts Verordnungen zweifelhaft sein kann; ein Ausschluß von Ta- 
rifen aus der beabsichtigten Regelung würcie in der Praxis zu einer 
nicht tragbaren Unsicherheit über die Gültigkeit einer Reihe von 
Tarifen führen. 

Um den Grundgedanken der Zusammenfassung des Verkündungs- 
wesens nicht zu schwächen, sind diese Ausnahmen beschränkt. Den 
einzelnen Ministerien bleibt jedoch unbenommen, die gemäß § 1 
verkündeten Rechtsverordnungen nachrichtlich in ihren Amtsblättern 
zu veröffentlichen. 

Eine weitere Vereinfachung des Verkündungswesens für Verkehrs- 
tarife lassen Absatz (2) und (3) zu. Absatz (2) schließt sich an die 
Regelung an, die erstmals durch § 6 des Preisgesetzes vom 10. April 
1948 (WiGBl. S. 27) getroffen worden und auch im Ausland üblich 
ist; er vermeidet eine praktisch untragbare Vergrößerung des Um- 
fangs des Tarif- und Verkehrsanzeigers und die damit zusammen- 
hängende beträditlichc Verzögerung des Inkrafttretens der Tarife. 
Absatz (3) dehnt die Regelung hinsichtlich der Bekanntmachung des 
Außerkrafttretens der Tarife, die bei Eisenbahntarifen nach der 
Eisenbahnverkehrsordnung § 6 Absatz 2 schon jetzt besteht uncl siÄ 
bewährt hat, auf die übrigen Tarife aus. 

Zu § 3: 

Durch diese Vorschrift wird nach dem Vorbild des Preußischen Ge- 
setzes vom 9. August 1924 (Pr.Ges. S. 597) vorgesehen, daß das 
Bundesgesetzblatt auch einen Hinweis auf die im Bundesanzeiger ver- 
öffentlichten Rechtsverordnungen enthält. Diese Bestimmung wird 
insbesondere der Praxis die Arbeit erleichtern. 

Zu § 4: 

Die Bestimmung über das Inkrafttreten der Rechtsverordnungen 
wiederholt in allgemeiner Form die in Artikel 82 des Grundgesetzes 
ausgesprochene Regelung. Die Wiederholung war notwendig, da 
sich Artikel 82 nur auf die Verkündung von Rechtsverordnungen im 
Bundesgesetzblatt bezieht. 

Absatz (2) berücksichtigt die aus den Bedürfnissen des Verkehrs ent- 
standenen Sonderregelungen, die zum Teil längere Fristen zur Ein- 
führung von Tarifen vorsehen. 

Zu § 3: 

Diese Vorschrift dient der Anpassung der früheren Vorschriften an 
die jetzige Regelung. 



Soweit in jetzt noch gültigen Vorschriften des früheren Reidisrechts 
reichsrechtliche Verkündungsblätter genannt sind, müssen die nun- 
mehrigen Verkündungsblätter des Bundes (Bundesgesetzblatt, Bundes- 
anzeiger und Fachblätter gemäß § 2) an deren Stelle treten. 

Eine gleichartige Regelung war aber auch zu treffen, soweit Rechts- 
vorschriften des Vereinigten Wirtsdiaftsgebietes eine Verkündung in 
Blättern des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vorsehen. Dies ist der 
Fall: 

a) bezüglich des öffentlichen Anzeigers (in einer Reihe von Vor- 
schriften, deren Rechtscharakter allerdings zweifelhaft ist), 

b) bezüglich des Mitteilungsblattes der Verwaltung für Wirt- 
schaft, im Preisgesetz auch Amtsblatt der Verwaltung für 
Wirtschaft genannt (Preisgesetz vom 10. 4. 1948, § 6 WiGBl. 
S. 27 ; Erste Verordnung zur Durchführung des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes vom 18.18. 1947 § 4, WiGBl. S. 7), 

c) bezüglich des Amtsblattes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Zweite Verordnung zur Durchführung des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes vom 23. 4. 1948 § 4, WiGBl. S. 37), 

d) bezüglich des Amtsblattes der Hauptverwaltung für das Post- 
und Fernmeldewesen (Preisgesetz a. a. O.), 

e) bezüglich der von der Verwaltung für Verkehr herausgege- 
benen Blätter (Preisgesetz a. a. O.). 

Alle diese Vorschriften werden gemäß Art. 124 und 125 des Grund- 
gesetzes Bundesrecht, also auch die in ihnen enthaltenen Vorschriften 
über die Verkündung von Verordnungen in den erwähnten Blättern 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes. Allerdings gehen die in den Vor- 
schriften enthaltenen sachlichen Befugnisse gemäß Art. 129 des 
Grundgesetzes ohne weiteres auf die nunmehr sachlich zuständigen 
Stellen des Bundes über. Damit ändert sich aber nichts an den er- 
wähnten Verkündungs Vorschriften als solchen. Diese bedürfen daher 
noch der ausdrücklichen Abänderung, wonach nunmehr die Verkün- 
dungsblätter des Bundes an Stelle der Verkündungsblätter des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes treten. 

Das Gleiche ist auch hinsichtlich des Verordnungsblattes der briti- 
schen Zone anzuordnen, da auch das bisherige Recht der britischen 
Zone nach Art. 124, 125 des Grundgesetzes Bundesrecht wird, also 
auch hier die hinsichtlich des Vereinigten Wirtschaftsgebietes erör- 
terten Verhältnisse obwalten. 

2u § 6: 

Der Bestimmung des Inkrafttretens des Gesetzes ist in Abs. (2) eine 
Heilungsklausel hinzugefügt, wie sie auch früher in eiitpreAenden 
Gesetzen vorgesehen war. Sie empfiehlt sich im vorliegenden Falle 
besonders, weil unter den Verhältnissen der Überleitungszeit unrich- 
tige Arten der Verkündung vorgekommen sein können. 



